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Bundesaufsicht über die 
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VORGESCHICHTE Aufgrund von Überschwemmungen, darunter jene im Rheintal 1868, 
schlagen die Bundesbehörden im Rahmen der Verfassungsrevision von 
1872 vor, die bestehende Kompetenz des Bundes zur Verbauung von 
Wildbächen und Flüssen auf die Erhaltung oder Wiederherstellung von 
Gebirgswäldern im Einzugsgebiet dieser Gewässer auszudehnen. Nach 
dem Scheitern der Totalrevision von 1872 gelingt es 1874, dem Bund die 
Oberaufsicht über die Wasserbau- und die Forstpolizei zu übertragen 
und damit solche Massnahmen im Gebirge zu subventionieren (vgl. Vor-
lagen 11 und 12). 

Auf Betreiben der Jurakantone Bern, Solothurn und Baselland, die eben-
falls mit Überschwemmungen ihrer Gewässer kämpfen, sowie des 
schweizerischen Forstvereins und der nationalrätlichen Geschäftsprü-
fungskommission hin schlägt der Bundesrat 1888 vor, Bundesbeiträge zur 
Aufforstung oder Bachverbauung künftig auch an Kantone ausserhalb des 
Hochgebirges zu gewähren. Der Nationalrat verwirft jedoch die Vorlage. 
1893 erklärt er indessen eine Motion erheblich, welche den Bundesrat 
erneut beauftragt, die Erweiterung der Bundesaufsicht über das Forst-
wesen zu prüfen. In seiner Botschaft kommt dieser noch im selben Jahr 
zum Schluss, eine Bundeskompetenz für die gesamte Schweiz sei sinn-
voll, auch wenn die Bedrohungslage im Jura nicht so gross sei wie in den 
Alpen. Sein Antrag wird im Ständerat ohne Gegenstimme und im Natio-
nalrat mit grosser Mehrheit angenommen. 

GEGENSTAND Bei Art. 24 der Bundesverfassung sollen die Worte «im Hochgebirge» ge-
strichen werden. Somit lautet der Artikel: «Der Bund hat das Recht der 
Oberaufsicht über die Wasserbau- und Forstpolizei.» Der Bundesrat 
schätzt die Kosten dieser Aufgabenerweiterung auf rund 100 000 Fran-
ken pro Jahr. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die Ausdehnung der Bundesaufsicht ist im Abstimmungskampf nicht um-
stritten. Alle Parteien empfehlen die Vorlage zur Annahme. Weil dies 
auch für den gleichentags zur Abstimmung kommenden Verfassungsarti-
kel über den Verkehr mit Lebensmitteln gilt (vgl. Vorlage 52), beobachtet 
die Presse «vollständige Ruhe vor der Entscheidung» und stellt fest: 
«Selten wurden Vorlagen mit solchem Einmut von den verschiedenen 
Parteien empfohlen» (Bund vom 9./10.7.1897). Die NZZ (vom 8.7.1897) fin-
det auch in der Presse nur zwei ablehnende Stimmen: das Bündner Tag-
blatt (aus föderalistischen Gründen) sowie das Nidwaldner Volksblatt. 

Die befürwortenden Zeitungen heben hervor, wie wichtig der Schutz vor 
Überschwemmungen auch aus volkswirtschaftlicher Sicht sei. Industrie, 
Gewerbe und Fischerei profitierten davon, lautet der Tenor. Angesichts 
dieser Sachlage seien die Mehrkosten für den Bund vertretbar. Nicht zu-
letzt, weil der Schutz eines bestimmten Kantons unter Umständen auf 
Massnahmen in einem Nachbarkanton zurückzuführen sei, sei eine ge-
samteidgenössische Aufsicht sinnvoll. 
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ERGEBNIS Bei einer für damalige Verhältnisse sehr tiefen Stimmbeteiligung von 
38,7% wird der geänderte Verfassungsartikel angenommen: Angesichts 
der einhelligen Zustimmung im Abstimmungskampf ist jedoch der Ja-
stimmenanteil von 63,5% nicht hoch. 16 Stände stimmen der Verfas-
sungsänderung zu, deren sechs lehnen ab. Am niedrigsten ist der Jastim-
menanteil in Freiburg (22,1% Ja), am höchsten ist er in Basel-Stadt 
(95,0%). 

QUELLEN BBl 1888 III 297–343; BBl 1893 V 9; BBl 1897 III 231. Bund vom 9./10.7.1897; 
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Ein Literaturverzeichnis mit den ausführlichen bibliographischen Anga-
ben finden Sie auf unserer Website www.swissvotes.ch. 

 


